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Arbeitsgruppensitzungen 

Die vier Arbeitsgruppen befassen sich mit denselben Themen. 

 

I Einzige europäische Bewilligung 

Unter diesem Punkt sollen die allgemeinen Aspekte der einzigen europäischen 
Bewilligung im Rahmen des derzeit geltenden Zollkodex (ZK) analysiert werden. 

1. ANWENDUNGSBEREICH 

1. Sollten die einzigen europäischen Bewilligungen sowohl für das Anschreibeverfahren 
als auch für das vereinfachte Anmeldeverfahren gelten? 

Die meisten Mitgliedstaaten erteilen einzige europäische Bewilligungen nur für das 
Anschreibeverfahren; der Grund hierfür ist in Artikel 215 ZK zu finden.  Nach Artikel 
215 Absatz 1 erster Gedankenstrich entsteht die Zollschuld nämlich an dem Ort, an dem 
der Tatbestand, der die Zollschuld entstehen lässt, eingetreten ist. Beim 
Anschreibeverfahren erfolgt die Anschreibung in der Buchführung zentral in dem 
Mitgliedstaat, der die einzige europäische Bewilligung erteilt hat. Gemäß Artikel 215 
Absatz 1 erster Gedankenstrich ZK entsteht die Zollschuld in dem Mitgliedstaat, in dem 
die zentrale Anschreibung erfolgt, auch wenn sich die Waren körperlich in einem 
anderen Mitgliedstaat befinden. Die ergänzende Anmeldung wird in dem Mitgliedstaat 
abgeben, der die einzige europäische Bewilligung erteilt hat, und auch die Abgaben 
werden dort entrichtet. 

Ganz anders ist dies beim vereinfachten Anmeldeverfahren. Eine vereinfachte 
Zollanmeldung wird bei der Zollstelle abgegeben, der die Waren gestellt werden. 
Folglich entsteht die Zollschuld in dem Mitgliedstaat, in dem die vereinfachte 
Anmeldung abgegeben wird (Artikel 215 Absatz 1 erster Gedankenstrich ZK). Die 
Abgabe der ergänzenden Anmeldung und die Entrichtung der Zollschuld würden jedoch 
in dem Mitgliedstaat erfolgen, der die einzige Bewilligung erteilt hat. Weil der Ort, an 
dem die Zollschuld entsteht und der Ort, an die die Abgaben zu entrichten wären, nicht 
miteinander übereinstimmen, erweist sich die einzige europäische Bewilligung im 
Rahmen des vereinfachten Anmeldeverfahrens problematisch. 

Fragen 

o Besteht ein wirtschaftlicher Bedarf für das vereinfachte Anmeldeverfahren (auch 
im Hinblick auf die Modernisierung des ZK)? 

o Sollten die bestehenden und die neuen einzigen Bewilligungen für das 
vereinfachte Anmeldeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten bis zum 
Inkrafttreten des neuen ZK im Rahmen von Pilotprojekten erteilt werden?  

o Sollten die bestehenden Rechtsvorschriften bzw. die Vorschriftenentwürfe 
unverändert bleiben oder sind Änderungen erforderlich?  
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2. DEFINITION DER EINZIGEN EUROPÄISCHEN BEWILLIGUNG/EINZIGEN 
BEWILLIGUNG FÜR ZOLLVERFAHREN:  

In den bestehenden Vorschriften gibt es bereits eine Definition der einzigen Bewilligung 
für die Inanspruchnahme von Zollverfahren mit wirtschaftlicher Bedeutung und der 
besonderen Verwendung.  

Fragen 

o Sollte die Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 (ZK-DVO) dem Vorschlag der 
Projektgruppe entsprechend geändert werden (siehe Dok. TAXUD/1262/2005)? 

Dieser Vorschlag enthält eine einfache und klare Definition des Begriffs „einzige 
Bewilligung“ für alle Verfahren, erfordert jedoch, dass die bestehenden 
Definitionen in Artikel 496 Buchstabe c ZK-DVO für die Zollverfahren mit 
wirtschaftlicher Bedeutung und in Artikel 291 Absatz 2 Buchstabe a ZK-DVO für 
die besondere Verwendung gestrichen und alle Artikel der ZK-DVO, in denen auf 
die vorgenannten Artikel Bezug genommen wird, geändert werden. 

o Sollten die bestehenden Rechtsvorschriften unverändert bleiben?  Oder sollte eine 
Definition der einzigen Bewilligung für die Inanspruchnahme vereinfachter 
Verfahren hinzugefügt werden? 

In diesem Fall muss eine Definition der einzigen Bewilligung für Zollverfahren in 
die Verordnung aufgenommen werden. 

3. WELCHE VORAUSSETZUNGEN MÜSSEN DIE WIRTSCHAFTSBETEILIGTEN FÜR DIE 
VERWENDUNG EINER EINZIGEN BEWILLIGUNG ERFÜLLEN?  

Fragen 

o Welche Voraussetzungen und Kriterien müssen erfüllt sein?  

o Reichen die bestehenden Rechtsvorschriften hierfür aus? 

4. ANTRAGS- UND BEWILLIGUNGSVERFAHREN: 

Wer ist antragsberechtigt? 

Antragsberechtigt ist jede Person im Sinne des Artikels 4 Ziffer 1 ZK, die die rechtlichen 
Voraussetzungen erfüllt und gemäß Artikel 4 Ziffer 2 ZK in der EU ansässig ist. 
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Fragen 

o Sollte die einzige europäische Bewilligung mit Blick auf die 
Verordnungsentwürfe über den zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten künftig nur 
Wirtschaftsbeteiligten mit eben diesem Status gewährt werden?  Oder sollten auch 
nicht zugelassene Wirtschaftsbeteiligte eine einzige europäische Bewilligung 
beantragen dürfen? 

Wo kann die Bewilligung beantragt werden? 

Vorabprüfungen und Betriebsprüfungen durch die Zollbehörden sollten sowohl während 
des Bewilligungsverfahrens als auch bei der Überwachung der Bewilligung so weit wie 
möglich erleichtert werden. Außerdem muss die Hauptbuchhaltung des Antragstellers 
überprüft werden. 

Fragen 

o Sollte der Bewilligungsantrag den Zollbehörden vorgelegt werden müssen, die für 
den Ort zuständig ist, an dem der Antragsteller seine Hauptbuchhaltung führt und 
sämtliche Belege und Aufzeichnungen aufbewahrt, oder reicht es, wenn ein 
Zugang zur Hauptbuchhaltung besteht? 

o Besteht eine Notwendigkeit, dass die Zolltätigkeiten in dem Mitgliedstaat 
durchgeführt werden, in dem die Hauptbuchhaltung geführt wird bzw. zugänglich 
ist? 

Erteilungsverfahren 

Die Projektgruppe schlägt für die Erteilung einziger europäischer Bewilligungen ein 
Konsultationsverfahren vor.  Innerhalb von 30 Tagen müssen die beteiligten MS der 
Erteilungsbehörde ihre Einwände mitteilen, sollten sie mehr Zeit benötigen, ist die 
entsprechende Fristverlängerung ebenfalls innerhalb dieses Zeitraums zu beantragen. 
Eine einzige europäische Bewilligung wird nur erteilt, wenn alle beteiligten zuständigen 
Behörden ausdrücklich schriftlich zugestimmt haben. 

Nach Ansicht der Kommissionsdienststellen kann die Bewilligung auch erteilt werden, 
wenn die zuständigen Stellen der beteiligten MS innerhalb der 30-Tage-Frist nicht auf 
den Bewilligungsentwurf reagiert haben, der ihnen im Rahmen des 
Konsultationsverfahrens übersandt wurde. 

Fragen 

o Sollten die Erteilungsbehörden die einzige europäische Bewilligung erteilen, 
wenn einer oder mehrere beteiligte MS weder Einwände noch ihre Zustimmung 
mitgeteilt haben? Mit welchen Konsequenzen ist zu rechnen, wenn die 
Bewilligung unter solchen Umständen erteilt wird? 

5. KONTROLLVERFAHREN: 

Kontrolle und Überwachung der einzigen europäischen Bewilligung teilen sich auf 
mehrere Mitgliedstaaten auf: 

 die beteiligten MS, in denen sich die Waren befinden, und 

 den Überwachungs-MS, in dem die ergänzende Anmeldung abgegeben wird 
und die Einfuhrzölle erhoben werden. 
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Fragen 

o Sollte die Verantwortung für die Kontrolle bei einer Zollbehörde liegen oder sollte 
sie auf mehrere beteiligte Zollbehörden aufgeteilt werden?  

o Wie sollte eine solche Aufteilung unter den Mitgliedstaaten aussehen?  

o Sollten gemeinsame Betriebsprüfungen durchgeführt werden? 

o Wie sollte die Kontrolle der Waren und Belege organisiert werden? 

o Wie sollte der Informationsaustausch zwischen den maßgeblichen Zollbehörden 
geregelt werden? 

6. VERTRETUNG 

 Folgendes ist zu berücksichtigen: 

 Nach den derzeit geltenden Rechtsvorschriften kann sich jedermann gegenüber 
den Zollbehörden bei der Vornahme der das Zollrecht betreffenden 
Verfahrenshandlungen vertreten lassen (Artikel 5 Absatz 1 ZK). 

 Der Inhaber einer einzigen Bewilligung für vereinfachte Verfahren muss die in 
den Rechtsvorschriften festgelegten Voraussetzungen und Kriterien erfüllen. 

 Der Anmelder haftet für die Richtigkeit der Angaben (Artikel 199 ZK-DVO). 

 Gemäß Artikel 4 Nummer 18 ZK ist „Anmelder“ die Person, die in eigenem 
Namen eine Zollanmeldung abgibt, oder die Person, in deren Namen eine 
Zollanmeldung abgegeben wird. 

Fragen: 

o Wem kann im Falle der direkten Vertretung (Artikel 5 Absatz 2 erster 
Gedankenstrich ZK) die Bewilligung erteilt werden: dem Vertreter oder dem von 
ihm vertretenen Wirtschaftsbeteiligten? Kann der Bewilligungsinhaber auch als 
direkter Vertreter bei der Abgabe der Zollanmeldung handeln? 

o Kann die einzige europäische Bewilligung im Falle einer indirekten Vertretung 
(Artikel 5 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich ZK) erteilt werden? Kann der 
Bewilligungsinhaber als Vertreter fungieren und die Zollanmeldung im Rahmen 
der einzigen europäischen Bewilligung als indirekter Vertreter einer weiteren 
Person abgeben? 

o Kann eine einzige europäische Bewilligung auch für Unternehmensgruppen 
(mehrere juristische Personen) im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 dritter 
Gedankenstrich gelten? Wenn ja, wer ist (für die Angaben, die Sicherheitsleistung, 
die Aufzeichnungen) verantwortlich? Wer haftet im Falle schwerwiegender 
Unregelmäßigkeiten? 

 

II Sonstige verwaltungsrechtliche Aspekte im Zusammenhang mit der einzigen 
europäischen Bewilligung (MwSt, Verbrauchsteuern, Statistiken)  

In diesem Abschnitt geht es um die Rechtsvorschriften im Zusammenhang mit MwSt, 
Verbrauchsteuern, Statistiken usw. 
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1.  Mehrwertsteuer 

Gemäß der 6. MwSt-Richtlinie wird die MwSt zu dem Zeitpunkt fällig, in dem die 
Waren in den zollrechtlich freien Verkehr überführt werden und zwar in dem 
Mitgliedstaat, in dem sich die Waren zu diesem Zeitpunkt befinden.  

Der Inhaber der einzigen europäischen Bewilligung muss daher zusätzliche MwSt-
rechtliche Voraussetzungen erfüllen müssen. 

Fragen 

o Wie lauten diese besonderen MwSt-Voraussetzungen? 

o Wie ist mit diesen Voraussetzungen umzugehen?  

o Sollten in der einzigen europäischen Bewilligung zusätzliche Bestimmungen 
vorgesehen werden oder sollte der beteiligte MS eine gesonderte Bewilligung 
erteilen? 

o Wie kann sichergestellt werden, dass sowohl die Zölle als auch die MwSt 
entrichtet wurden? 

o Gibt es andere Lösungsmöglichkeiten? 

2.  Verbrauchsteuerpflichtige Waren 

Die verbrauchsteuerpflichtigen Waren unterliegen nationalen Bestimmungen, die es 
einzuhalten gilt. 

Fragen 

o Sollte für die Verbrauchsteuern dieselbe Lösung wie für die MwSt in Betracht 
gezogen und etwa die einzige europäische Bewilligung für das Zolllagerverfahren 
erteilt werden, damit jeder beteiligte MS die Verbrauchsteuer bei der Überführung 
in den zoll- und steuerrechtlich freien Verkehr erheben kann? 

o Sollten diese besonders risikoanfälligen Waren von der der einzigen europäischen 
Bewilligung bei der  Überführung in den freien Verkehr ausgenommen werden?  

3. Statistik 

Rechtsgrundlage für die Erhebung von EXTRASTAT-Daten ist die Verordnung 
1172/95 des Rates einschließlich der Verordnung 1917/2000 der Kommission mit den 
entsprechenden Durchführungsvorschriften. 

Wirtschaftsbeteiligte, die eine einzige europäische Bewilligung verwenden, müssen 
auch an die Daten für statistische Zwecke denken. 

Jeder Mitgliedstaat ist verpflichtet, EUROSTAT maßgebende statistische Daten zu 
übermitteln, wobei eine Zentralisierung wegen der vielen verschiedenen 
Anforderungen und Systeme unmöglich ist. Die Zollverwaltung muss diese 
statistischen Daten den Anmeldedaten entnehmen und diese an das zuständige 
statistische Amt weiterleiten. 

Im Falle einer einzigen europäischen Bewilligung werden die Anmeldedaten der  
überwachenden Zollverwaltung übermittelt, die statistischen Daten sind jedoch von 
dem MS zu sammeln, in dem sich die Waren bei der Überführung in den zollrechtlich 
freien Verkehr befinden. 
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Fragen 

o Wie ist mit den Statistiken umzugehen?  

o Welcher Behörde sind die statistischen Daten zu melden? 

o Ist eine gesonderte Bewilligung erforderlich? Wer erteilt diese (Zollverwaltung 
oder statistisches Amt)? 

o Ist eine IT-Lösung machbar? 

4.  Streitigkeiten und Rechtsbehelfe  

Fragen 

o Wer ist zuständig, wenn ein Rechtsbehelf eingelegt wird, weil ein anderer MS als 
der, in dem die Bewilligung beantragt wird, dieser nicht zustimmt? 

5.  Sanktionen 

Fragen 

o Wer ist für die Verhängung verwaltungs— und strafrechtlicher Sanktionen 
zuständig (die Überwachungszollstelle oder die Zollstelle, die für den Ort 
zuständig ist, an dem die Zuwiderhandlung begangen wurde)? 

 

III Die einzige Bewilligung und die Aufteilung des nationalen Eigenmittelanteils 
(25% der erhobenen Einfuhrzölle) 

Der Beschluss (EG, EURATOM) Nr. 597/2000 des Rates sieht vor, dass die 
Mitgliedstaaten 25% der von ihnen erhobenen Zölle als Erhebungskosten einbehalten. So 
soll gewährleistet werden, dass die MS einen angemessenen Ausgleich für die von ihnen 
geleistete Arbeit erhalten. 

Bei der einzigen europäischen Bewilligung sind mehrere MS am Einfuhrverfahren 
beteiligt:  

 der Überwachungs-MS, in dem die ergänzende Anmeldung abgegeben wird 
und in dem die Einfuhrzölle berechnet und erhoben werden; 

 die beteiligten MS, in denen die Waren nach einem vereinbarten Kontrollplan 
einer Beschau unterzogen werden können. Alle haben bestimmte Aufgaben zu 
erfüllen. 

Derzeit werden bei der Erteilung einziger Bewilligungen für die Inanspruchnahme 
vereinfachter Verfahren zwei verschiedene Lösungen praktiziert, aber es muss so schnell 
wie möglich eine einheitliche Lösung gefunden werden, weil langwierige Verhandlungen 
die Erteilung der Bewilligungen verzögern und sogar zur Ablehnung einer Bewilligung 
für vereinfachte Verfahren führen können. 

Fragen 

o In welchem Verhältnis sollten die Erhebungskosten aufgeteilt werden, (50:50 oder 
in einem anderen Verhältnis)?  
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o Sollten die Erhebungskosten allein dem MS zufallen, in dem die Waren in den 
zollrechtlich freien Verkehr übergeführt werden?  

o Welche Kriterien wären bei einer politischen Entscheidung zur Änderung des 
Eigenmittelsystems der Gemeinschaft zu berücksichtigen? 
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